
Tarifrunde Tageszeitungen: 

Rein in die dju!
Ergebnislos vertagt!
Die Tarifverhandlungen für die rund 9.000 
Redakteurinnen und Redakteure, die in 
deutschen Zeitschriftenredaktionen für Pu-
blikums-, Fachzeitschriften oder die konfes-
sionelle Presse arbeiten, sind auch in der 
zweiten Runde am 26. September ergebnis-
los vertagt worden. Der Verhandlungsführer 
der Deutschen Journalistinnen- und Journa-
listen-Union (dju) in ver.di, Matthias von Fintel, 
kritisierte, dass der Verband Deutscher Zei-
tungsverleger (VDZ) erneut kein konkretes 
Angebot vorgelegt habe. Stattdessen wolle 
der VDZ über einen Abschluss mit mehrjäh-
riger Laufzeit verhandeln. „Wir können unse-
ren Kolleginnen und Kollegen unmöglich in 
den kommenden Jahren Reallohnverluste 
zumuten. Das ist der Leistung, die in den 
Redaktionen täglich erbracht wird, nicht an-
gemessen – und entspricht auch nicht der 
wirtschaftlichen Situation der Branche, die 
mehrheitlich stabil ist“, sagte von Fintel. Er 
erwarte, dass die VDZ-Vertreter in der drit-
ten Verhandlungsrunde am 25. November 
in Hamburg ihre Vorstellungen für spürbare 
Gehaltserhöhungen darlegten.

„Wir sind nach wie vor sehr daran interes-
siert, in absehbarer Zeit zu einem Abschluss 
zu kommen, allerdings zu akzeptablen Be-
dingungen“, unterstrich von Fintel. Die fort-
gesetzte Hinhalte-Politik des VDZ provoziere 
verständlicherweise Unmut. Schließlich läge 
die letzte Tariferhöhung um 1,5 Prozent be-
reits 21 Monate zurück: „Eine spürbarere 
Einkommenserhöhung ist jetzt überfällig.“

Die dju in ver.di fordert eine Erhöhung der 
Gehälter um sechs Prozent und die Einbe-
ziehung von Online-Redakteurinnen und -Re-
dakteuren in den Geltungsbereich der Tarif-
verträge: „Der VDZ muss sich der Tatsache 
stellen, dass die Arbeit von Online- und Print-
Redaktionen ineinander greift. Zeitgemäße 
Tarifverträge sollten diese Entwicklung nach-
vollziehen“, machte von Fintel deutlich.

Presseausweis 2014
Der Antrag für den Presseausweis 2014 
liegt der aktuellen Ausgabe der „M - 
Menschen machen Medien“ bei. Der Antrag 
ist auch in den örtlichen Büros der dju 
erhältlich. Details: http://dju.verdi.de

Journalistentag 2013
Unter dem Titel „Genug gejammert – Zu-

kunft jetzt“ beschäftigt sich der 27. Jour-

nalistentag am 30. November mit guten 

Ideen für modernen Journalismus. Von 

Crowdfunding über Paid Content, Berich-

ten aus der Praxis, bis zur Frage, ob es den 

Verlagen wirklich wirtschaftlich so schlecht 

geht, wie sie uns glauben machen wollen, 

spannt sich der thematische Bogen in die-

sem Jahr. Programm und Anmeldung:  

http://dju.verdi.de/service/veranstaltungen/

VG Wort: Leistungsschutzrecht
Der Vorstand der VG WORT hat beschlossen, 
zu einer außerordentlichen Mitgliederver-
sammlung Ende November 2013 in München  
einzuladen, um  über eine zukünftige Wahrneh-
mung des Leistungsschutzrechts zu beraten.
Pressemitteilung der VG Wort:

http://tinyurl.com/llee549

Die aktuelle Auseinandersetzung um die Zu-
kunft der Tarifverträge für Redakteurinnen 
und Redakteure bei Tageszeitungen macht 
den Unterschied für Angestellte deutlich: 
Weil der Bundesverband Deutscher Zei-
tungsverleger den Manteltarifvertrag mit 
seinen Regelungen unter anderem zur Ar-
beitszeit, zum Urlaubsgeld und zu Sonder-
zahlungen gekündigt hat, gelten diese ab 
Januar 2014 zunächst nicht mehr. Ausnah-
me: Für Gewerkschaftsmitglieder! Dann gilt 
die so genannte Nachwirkung, die  spürbare 
Vorteile sichert.
Die Tarifverhandlungen für Redakteurinnen 
und Redakteure an Tageszeitungen stocken, 
auch bei der zweiten Verhandlungsrunde am 
23. August gab es keine Bewegung. Der Ver-
handlungsführer des Bundesverbandes Deut-
scher Zeitungsverleger (BDZV) fordert die 
weitere Streichung von Urlaubstagen und will 
das Urlaubsgeld ebenso wie die tarifliche Jah-
resleistung (Weihnachtsgeld) kürzen. Diesem 

Ansinnen erteilte ver.di-Verhandlungsführer 
Frank Werneke eine klare Absage. Der BDZV 
vermischt in der aktuellen Tarifauseinander-
setzung Elemente aus dem Mantel- und dem 
Gehaltstarifvertrag. Die dju in ver.di fordert 
für die Redakteurinnen und Reakteure 5,5 
Prozent mehr Geld. In dieser Höhe sollen auch 
Pauschalen und Honorare steigen. 
Dafür hat sich der BDZV bei den Gehältern mal 
was ganz Neues ausgedacht: Von der Kauf-
kraft der Bevölkerung im Verbreitungsgebiet 
der jeweiligen Zeitung soll abhängig sein, ob es 
eine Tariferhöhung für die Redakteurinnen und 
Redakteure gibt oder nicht. Ist die Kaufkraft im 
Verbreitungsgebiet durchschnittlich oder nied-
riger als im Durchschnitt des Bundesgebiets, 
dann soll es bis zum nächsten Tarifabschluss 
nicht mehr Geld geben. 
Die Verhandlungen werden am 9. Oktober 
2013 in Berlin fort gesetzt.
Hier geht es REIN in die dju in ver.di:

http://dju.verdi.de/rein

https://dju.verdi.de//service/presseausweis
http://dju.verdi.de/service/veranstaltungen/
http://www.vgwort.de/fileadmin/pdf/pressemitteilungen/PM_VG_WORT_Leistungsschutzrecht_19.9.2013.pdf
http://dju.verdi.de/rein
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ABG: G+J bewegt sich! 
Nach zwei Gesprächsrunden hat sich der Zeit-
schriftenverlag Gruner + Jahr (G+J) in Sachen 
Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) be-
wegt. Der Verlag kündigte an, Ende September 
allen freien Journalistinnen und Journalisten, 
die bisher die AGB noch nicht unterschrieben 
haben, überarbeitete AGB zu schicken. Diese 
AGB werden sich nach der Ankündigung in 
mehreren Punkten von den Rahmenvereinba-
rungen für freie Fotografen, Autoren und Illust-
ratoren vom Juni unterscheiden:
Für Fotografen wird die Frist zur Archivierung 
von sechs auf vier Jahre verkürzt, zudem 
müssen nicht mehr alle im Auftrag von G+J 
erstellten Fotodateien aufbewahrt werden, 
sondern lediglich noch eine repräsentative 
Auswahl, damit der Verlag in Fällen, in denen 
Dritte Rechtsverletzungen geltend machen, 
zur Verteidigung auf diese Dateien zurückgrei-
fen kann.
Zukünftig bleiben Zweitwiedergaberechte und 
Vergütungsansprüche, die von Verwertungs-
gesellschaften wahrgenommen werden, un-
abhängig vom Zeitpunkt des Abschlusses des 
Wahrnehmungsvertrages, bei den Urheberin-
nen und Urhebern.
Die Fälligkeit des Honorars tritt bei einem Ta-
ges- oder Garantiehonorar weiterhin nach Ab-
lieferung der Beiträge und Rechnungsstellung 
ein, bei Anstrichhonoraren – darunter fallen 
auch Nachdrucke – dagegen schon direkt 
nach der Veröffentlichung der Beiträge.
Das generelle Arbeitsverbot während der 
Ausführung eines Auftrags von G+J bzw. wäh-
rend der vom Verlag bezahlten Reisen wird 
aufgehoben und durch eine Anbietungspflicht 
ersetzt. Wer andere als zum Auftrag gehö-
rende Aufzeichnungen, z.B. Foto-, Video- oder 
Audioaufzeichnungen macht, ist danach ledig-
lich noch verpflichtet, diese dem Verlag für die 
exklusive Nutzung anzubieten.
Diese AGB-Änderungen wird der Verlag auch 
ohne formale Vertragsergänzung gegen sich 
gelten lassen.
Bisher lehnt es der Verlag ab, zu anderen AGB-
Regelungen, ebenfalls die Interessen der Urhe-
berinnen und Urheber ausreichend zu berück-
sichtigen. Dies betrifft aus Sicht des Verlages 
konzeptionelle Grundentscheidungen, etwa die 
G+J-weite Nutzungsmöglichkeit.
Deswegen laden die dju in ver.di und der DJV 
alle Betroffenen für den 16. Oktober 2013,  
19 Uhr, ein, mit den Gewerkschaften und Ver-
tretern des Verlages über weitere notwendige 
Änderungen der AGB-Regelungen zu diskutie-
ren. 
Die Veranstaltung findet statt im
Madison Hotel, Raum Elbe, 1. Etage   
Schaarsteinweg 4 
20459 Hamburg
Das Hotel liegt fast neben dem Verlag und ist 
von der U-Bahnstation Baumwall gut zu Fuß zu 
erreichen.
Um Anmeldung  unter info@djv-hamburg.de 
oder dju-info@verdi.de wird gebeten.

http://www.faire-zeitungshonorare.de/

Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) protestierte  entschieden gegen 
die Ankündigung des Verlages M. DuMont 
Schauberg  (MDS), am Stammsitz in Köln 
84 Stellen ersatzlos zu streichen sowie Teil-
schließungen im Druckzentrum durchführen 
und einen Teil der  Zeitungsauflage künftig 
bei Fremdfirmen drucken lassen zu wollen.  
Außerdem sollen Anzeigenverkauf, Zeitungs-
verkauf sowie Verlagswerbung in eine tarif-
lose Gesellschaft ausgelagert werden.

„Wenn die Geschäftsführung ihre Pläne 
wahr macht, sind von diesem katastrophalen 
Kahlschlag fast 250 Beschäftigte betroffen. 
Die  Zerschlagung des Verlags M. DuMont 
Schauberg mittels Kündigungen und Tarif-
flucht ist der falsche Weg, der keineswegs 
zur Gesundung, sondern vielmehr zu großer 
Frustration und erheblicher Unsicherheit bei 
den Kolleginnen und Kollegen führt“, kritisierte 
der stellvertretende ver.di-Vorsitzende Frank 
Werneke.

Über Jahrzehnte hätten die Beschäftigten 
durch ihre gute und engagierte Arbeit dem 

Unternehmen große Erfolge und Gewinne  
verschafft, nun würden sie in Arbeitslosigkeit 
entlassen oder in eine tariflose Gesellschaft 
ausgelagert. „Wenn jegliche Ideen der Ma-
nager ausschließlich auf Kostensenkung und 
Rationalisierung zielen, ist das aus Sicht der 
Beschäftigten der falsche Weg. Statt ge-
meinsam mit den Beschäftigten zukunftswei-
sende Antworten auf die Herausforderungen 
eines Strukturwandels im Verlagsbereich zu 
suchen, fällt einem Traditionshaus, bei dem 
einst verantwortungsvolles Unternehmertum 
großgeschrieben wurde, nur Personalabbau 
ein“, so Werneke. „Wenn ein Medienkonzern 
wie M. DuMont Schauberg sich verändern will 
und muss, dann geht das nur mit und nicht ge-
gen die Beschäftigten. Klar ist an dieser Stelle, 
dass ver.di sich für den Erhalt der  Arbeitsplät-
ze einsetzen wird“, unterstrich der verdi-Vize.

ver.di stehe im engen Kontakt zu den Be-
triebsräten, Kolleginnen und Kollegen und wer-
de sie mit aller Kraft unterstützen.

http://dju.verdi.de

M. DuMont Schauberg:

Harakiri in Köln!

Bereits am Abend der Ankündigung zeigten die 
Kölner MDS-Beschäftigten mit Grablichtern, was 
sie von den Plänen halten:  NICHTS! Sie befürch-
ten, dass der Verlag sich selbst zerschlägt. 

Foto: MDS-VL

Der 25. September war ein rabenschwarzer 
Tag für die Kölner Beschäftigten des Verlags 
M. DuMont Schauberg: Auf zwei Informations-
veranstaltungen verkündete die Geschäfts-
führung ein „Neuausrichtungsprogramm“. 
Mit Personalabbau und Tarifflucht will MDS 
auf den Rückgang der Anzeigenerlöse reagie-
ren. Das ist eigentlich nix Neues - neu ist nur, 
dass der Personalabbau auch über betriebs-
bedingte Kündigungen vollzogen werden 

soll. Das ist ein echter Kulturbruch für das 
Kölner Verlagshaus. Von der Tarifflucht sind 
Beschäftigte in der Anzeigenabteilung, im 
Zeitungsverkauf und der Verlagswerbung be-
troffen. Der Personalabbau soll in Verwaltung, 
Verlag und Druckzentrum greifen. Die Redak-
tionen wären damit zunächst verschont. Für 
den 2. Oktober hat der Betriebsrat zu einer 
Betriebsversammlung eingeladen.

https://koeln.verdi.de/-/IFJ

Diese Fakten sind bereits bekannt

Berlin: Haustarif gekündigt
Wenige Tage nach der Ankündigung in Köln 
kündigte der Berliner Verlag („Berliner Zei-
tung“, „Berliner Kurier“) den Haustarifvertrag 
zu Ende diesen Jahres. Der Berliner Verlag 
gehört mehrheitlich M. DuMont Schauberg.     
ver.di kritisierte die Kündigung des Hausta-
rifvertrags für die rund 280 Beschäftigten 
scharf: Bisher hat das Unternehmen keine 
Gründe für die ausgesprochene Beendigung 
des Tarifvertrages genannt. „Nach einem ein-
schneidenden Personalabbau in Verlag und 
Redaktion ist zu befürchten, dass die bisher 
geltenden Einkommens- und Arbeitsbedin-
gungen verschlechtert werden sollen. Das 
ist angesichts des bis zur Unerträglichkeit 
gesteigerten Arbeitsdrucks alles andere als 
akzeptabel“, erklärte der stellvertretende ver.
di-Vorsitzende Frank Werneke. 
Er kündigte ein zeitnahes, erstes Gespräch 
über die Zukunft des Haustarifvertrages zwi-
schen den Gewerkschaften ver.di und DJV mit 
der Geschäftsführung an. Ziel des Gesprächs 
sei es, geltende Standards zu erhalten.

http://www.faire-zeitungshonorare.de/
http://dju.verdi.de
https://koeln.verdi.de/-/IFJ
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Die Zeichen stehen auf Streik!
Der Gesellschafter Tagesspiegel der ZWEITEN 
Hand Verlags-GmbH HAND hat entschieden, 
dass der Anzeigenblatt-Verlag mit seinen 20 
Beschäftigten aus wirtschaftlichen Gründen 
zum 1. November 2013 geschlossen wird. 
ver.di hat die Geschäftsführung vorab zu Ta-
rifverhandlungen über einen Sozialtarifver-
trag aufgefordert. Die Geschäftsführung lehnt 
eine Abfindung ab, stattdessen bietet sie eine 
Transfergesellschaft an, dessen Kosten über-
wiegend die Arbeitsagentur trägt.  Nach der 
zweiten Tarifverhandlung am 25. September 
sind die Verhandlungen vorläufig gescheitert.  
Die wirtschaftliche Situation der ZWEITEN 
HAND wurde schon lange im Verlagshaus 
diskutiert. Nach Auffassung von ver.di gab es 
aber keine ernsthaften Bemühungen von Sei-
ten des Verlags Der Tagesspiegel GmbH eine 
Online-Strategie und neue Geschäftsmodelle 
mit der bekannten Berlin-Marke für Anzeigen 
zu entwickeln. Vor der Schließung des Ver-
lags hatte der Verlag Der Tagesspiegel GmbH 
noch „Hals über Kopf“ und unter Missachtung 
der Rechte der Betriebsräte, die Zeitschrift 
„Bootshandel“ und seine vier Mitarbeiter auf 
den Zitty-Verlag per Betriebsübergang über-
tragen. ver.di fordert eine angemessen Abfin-
dung für die Beschäftigten, die zumeist mehr 
als 20 Jahre für den Verlag arbeiten. 
ver.di bereitet sich auf einen harten Arbeits-
kampf vor. „Das Vorgehen des Tagesspiegels 
ist ein Schlag ins Gesicht der Beschäftigten.“ 
sagte Jörg Reichel, zuständiger ver.di-Gewerk-
schaftssekretär.  „Geld für eine ordentliche Ab-
findung der Beschäftigten ist bei Holtzbrinck 
und Tagesspiegel ist da. Wir gehen davon 
aus, dass das Vorgehen der Geschäftsfüh-
rung die ,Blaupause‘ zukünftiger Änderungen 
beim Tagesspiegel und dem Zitty-Verlag sind. 
Die Beschäftigten werden sich demnächst mit 
Streiks und Demonstrationen vor der Tür des 
Tagesspiegels bemerkbar machen.“
Der Verlag Der Tagesspiegel GmbH gehört 
der Dieter von Holtzbrinck Medien GmbH. Ne-
ben der Tageszeitung „Der Tagesspiegel“ gibt 
der Verlag auch das Stadtmagazin „Zitty“ her-
aus und ist Gesellschafter der „Zweiten Hand“. 

http://dju-berlinbb.verdi.de/
Auch in der zweiten Verhandlungsrunde am 
20. August für die Angestellten und gewerb-
lichen Arbeitnehmer/innen in den bayeri-
schen Zeitungsverlagen ging nichts voran: 
Auf die ver.di-Forderung nach 5,5 Prozent 
Tariferhöhung für zwölf Monate gab es von 
den Zeitungsverlegern (vbzv) erneut kein 
Angebot. Sie sind nur bereit mehr zu zahlen, 
wenn ver.di schon vorher drastischen Ver-
schlechterungen im Manteltarif zustimmt. 
Was den Beschäftigten in den Zeitungsverla-
gen alles gekürzt, gestrichen und verschlech-
tert werden soll, liest sich wie ein Inhaltsver-
zeichnis. Hier ein Auszug der Wünsche der 
Arbeitgeber: Außendienstler sollen aus dem 
Tarif, es soll länger und flexibler gearbeitet 
werden, der Samstag soll ein Regelarbeitstag 
werden, die Zuschläge sollen gekürzt und pau-
schaliert und das Urlaubsgeld von 67 auf 50 

Prozent gesenkt werden. Bei der Jahresleis-
tung (bisher 95 Prozent eines Monatsgehalts) 
haben die Verleger noch keine „neue“ Zahl ge-
nannt, ebenso blieb die angestrebte Höhe von 
Mehrarbeits-, Sonn- und Feiertagszuschläge 
im Dunkeln. 

Die Tarifvertragsparteien trennten sich, 
ohne einen weiteren Termin zu vereinbaren. 
Von den Arbeitgebern erwartet ver.di einen 
schriftlichen Forderungskatalog. Für Lohn- und 
Gehaltsverhandlungen steht ver.di natürlich 
zur Verfügung. Verhandlungen zum Mantelta-
rifvertrag will ver.di erst nach Ende der Kün-
digungsfrist im April 2014 aufnehmen. Die 
Beschäftigten wurden von ver.di darauf hinge-
wiesen, dass der Manteltarifvertrag über die-
se Frist hinaus für sie nachwirkt, wenn sie in 
ver.di-Mitglied sind!   

http://tinyurl.com/mlejfcy

Verlagsangestellte Bayern:

Mehr arbeiten für weniger Geld?

BDZV-Zeitungskongress:

Mahnende Worte von Joachim Gauck
Bei der Jahrestagung des Verbandes der 
Deutschen Zeitungsverleger (BDZV) in 
Dresden sprach Bundespräsident Joachim 
Gauck. Unter anderem erinnerte er die Ver-
leger an ihr größtes Kapital: An die Journa-
listinnen und Journalisten. Hier ein Auszug 
aus seiner Rede:    
„Glaubwürdige Journalisten sind das größte 
Kapital einer Zeitung – mit ihrem Intellekt, mit 
ihrer Empathie, mit ihrer Neugier oder mit 
ihrer Diskussionsfreude, manchmal auch ein-
fach nur mit ihrem Namen, der im Laufe der 
Jahre zu einer ganz eigenen Marke avanciert 
ist. Gute Journalisten fühlen sich nicht allein 
dem Eigentümer ihres Mediums verpflichtet, 
sondern auch dem Gemeinwohl. Sie beleuch-
ten unsere Gegenwart, sie decken Missstände 
auf und riskieren ja in manchen Ländern der 
Welt dabei unter Umständen ihre Freiheit 
oder gar ihr Leben. Wenn sie einem Skandal 
nachjagen, suchen sie nicht bloß Erregung, 
sondern letztlich Wahrhaftigkeit. Deshalb prü-
fen sie die Fakten und hören die Gegenseite. 
Sie verstehen Erfolg nicht nur als flüchtigen, 
spektakulären Augenblick. Sie setzen auf 
langfristigen Erfolg durch Präsenz und Profil, 
durch Haltung und Hingabe. In diesem Sinne 
dienen sie der Demokratie. Das sage ich nicht 
nur als Bundespräsident. Ich sage es vor allem 
als Leser, der sich lange danach gesehnt hat, 
dass es diese Art von Journalismus nicht nur 
in Hamburg oder München, sondern auch in 
Rostock oder Dresden geben darf. 

Deshalb gehört zur Debatte über die Zukunft 
des Qualitätsjournalismus für mich auch ein 
Wort über die Beschäftigungssituation von 
Journalisten. Überall lässt sich beobachten, 
wie feste Stellen in den Redaktionen mehr und 
mehr verschwinden, wie freie Mitarbeiter für 
Zeilenhonorare schuften, wie Volontäre als 
Redakteure arbeiten, aber dabei Azubilöhne 
verdienen. Prekäre Arbeit aber, das ist keine 
stabile Basis für verlässliche Inhalte. 

Selbst die Festangestellten haben offenbar 
Anlass, sich wehmütig an die gute alte Zeit zu 
erinnern. Viele von ihnen würden gern gründ-
licher recherchieren, öfter nachfragen und 
präziser texten. Sie sträuben sich dagegen, 
Masse statt Klasse zu produzieren. Der Zeit- 
und Kostendruck in den Redaktionen lässt im-
mer weniger Spielraum für aufwendigen oder 
investigativen Journalismus. Die Streichung 
der Auslandskorrespondentenstellen ist ein 
Beispiel dafür.

Immerhin, nach und nach wächst die Er-
kenntnis: Google kann weder Geist noch Ge-
spür eines Reporters vor Ort ersetzen. Und 
ich hoffe, dass mit dieser Einsicht ein Gegen-
trend greifen kann. Denn wo zu kräftig gespart 
wird, stellt sich oft heraus: Personelle Auszeh-
rung schlägt früher oder später auf die Qua-
lität durch. Und das merken dann die Leser. 
Es ist also kein Gutmenschengerede zu kons-
tatieren: Langfristig ist eine solide Personal-
ausstattung in den Redaktionen inhaltlich wie 
auch ökonomisch sinnvoll.“

Die komplette Rede von Joachim Gauck:
http://tinyurl.com/q7b48ck

Bundespräsident Joachim Gauck               
Foto: Bundespräsidialamt

Weltbild streicht Stellen
Das Augsburger Unternehmen Weltbild ist mit 
rund 6800 Beschäftigten einer der größten 
Medienhändler Europas. Gesellschafter von 
Weltbild sind zwölf Diözesen, der Verband der 
Diözesen und die Soldatenseelsorge Berlin. 
Weltbild ist in die roten Zahlen gerutscht, auch 
im kommenden Jahr wird keine Besserung 
erwartet. Stellen sollen gestrichen und das 
Unternehmen für die digitale Welt umgebaut 
werden. Die befristeten Teilzeit-Verträge, die 
über 100 ehemalige LeiharbeitnehmerInnen 
vor zwei Jahren erhalten haben, sollen nicht 
verlängert werden. Das gleiche gilt für die be-
fristeten Verträge vieler WerkstudentInnen in 
diesen Bereichen. Über die aktuelle Situation 
informiert ver.di im Weltbild-Blog:  

http://weltbild-verdi.blogspot.de/

https://dju-berlinbb.verdi.de/
http://tinyurl.com/mlejfcy
http://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/DE/Joachim-Gauck/Reden/2013/09/130917-Jahrestagung-Zeitungskongress-2013.html
http://weltbild-verdi.blogspot.de/
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Madsack:

Beschäftigte fordern den Tarif!

Oberhessische Presse:

Warnschuss aus der Redaktion
 Twitter-Tipps

Fachgruppe 
Verlage, Druck 
und Papier:  
@vdp_in_verdi

die dju:
@djuverdi

Tarifinfos:
@tarif_medien

Die „Märkische Allgemeine“ (MAZ) in Pots-
dam wurde am 1. Januar 2012 von der 
Mediengruppe Madsack (Hannover) über-
nommen. Zuvor gehörte sie zum Verlag der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“. Seit der 
Übernahme war klar, dass für die Beschäf-
tigten harte Zeiten anbrechen werden. 
Im Jahr der Übernahme verließen mehr als 40 
Beschäftigte freiwillig den Verlag. Die dreizehn 
Lokalredaktionen wurden in vier tariffreie Regi-
onalverlage ausgelagert. 

Während mit dem Wechsel für die Redakti-
onsbeschäftigten kein direkter Stellenabbau 
verbunden ist, sieht die Situation in der Drucke-
rei ganz anders aus. Bereits seit 2008 wird 
in Potsdam über Investitionen in die Druckerei 

diskutiert, passiert ist jahrelang nichts. Erst 
die neuen Eigentümer entschieden, dass eine 
neue Druckmaschine angeschafft wird. 

Doch die lang ersehnte neue Technik bedeu-
tet einen radikalen Personalabbau: 21 Helfer 
erhielten ihre Kündigung, weitere acht Dru-
cker sind von Kündigungen bedroht. Zusätzlich 
sind etliche Beschäftigte „freiwillig“ gegangen, 
da sich die Arbeitsbedingungen nach dem Be-
triebsübergang am 1. April 2013 in die neue, 
tariffreie Firma Pressedruck Potsdam GmbH 
drastisch verschlechtert haben. Am 17. Sep-
tember wurde mit einer Schicht die Druckerei 
(Foto) bestreikt. Die Beschäftigten kämpfen für 
die Tarifbindung der neuen Gesellschaft und 
gegen den radikalen Stellenabbau. 

Die Redakteurinnen und Redakteure der 
„Oberhessischen Presse“ (OP) in Marburg 
sind am 25. September in den Warnstreik 
getreten. An dem Ausstand beteiligten sich 
mehr als 20 der insgesamt 27 Redakteurin-
nen und Redakteure der Zeitung.

Mit der Arbeitsniederlegung unterstützten 
sie die Forderung der Gewerkschaften ver.di/
dju und DJV nach dem Abschluss eines Aner-
kennungstarifvertrags. Der Verlag hat bisher 
jegliche Verhandlung über einen Tarifvertrag 
abgelehnt. 

Dies war nicht die erste Aktion der Beschäf-
tigten in Marburg: Bereits am 18. September 
hatten sie bei einer „Aktiven Mittagspause“ 
die Forderung nach einem Anerkennungsta-
rifvertrag vor dem Verlagsgebäude diskutiert. 
Passend dazu wurde ein Screenshot aus den 
ARD-“Tagesthemen“ mit OP-Geschäftsführer 
Steffen Schindler und Chefredakteur Chris-
toph Linne gezeigt, die am Vortag in Dresden 
bei der Konferenz der Zeitungsverleger den 

Worten des Bundespräsidenten lauschten. 
Joachim Gauck hatte dort die Bedingungen 
kritisiert, unter denen Zeitungsredakteure ar-
beiten (siehe Seite 3).

http://medien-kunst-industrie-hessen.verdi.de

Kunden-Service-Center bestreikt
Das Kunden-Service-Center der Madsack-
Mediengruppe (Hannover) wurde Ende Sep-
tember tagelang bestreikt. ver.di fordert einen 
Haustarifvertrag. Nach dem fünften Streiktag 
am 25. September reagierte die Geschäfts-
leitung mit einer Mail an ver.di-Landesfachbe-
reichsleiter Lutz Kokemüller: Geschäftsführer 
Michael Nixdorf erklärte, dass kein Spielraum 
für Lohnerhöhungen bestehe. Ein Gesprächs- 
oder gar Verhandlungsangebot unterbreitete 
er nicht.  
Die Verantwortlichen der Madsack-Gruppe 
verweigern seit Monaten die Aufnahme von 
Tarifverhandlungen.  „Statt sich den Forderun-
gen der Beschäftigten zu stellen und Arbeits-
nehmerrechte zu respektieren, droht das Un-
ternehmen, die Arbeit an einen noch billigeren 
Anbieter auszulagern. Doch wir verlangen von 
der Unternehmensleitung endlich ihre Verwei-
gerungshaltung und Einschüchterungsstrate-
gie aufzugeben und zu verhandeln“, kritisierte 
Lutz Kokemüller.  Madsack verschleiere den 
Streik:  Die Abonnenten unter anderem der 
„Hannoverschen Allgemeinen Zeitung“ und der 
„Neuen Presse“ hörten eine Computerstimme: 
„Herzlich willkommen bei Ihrem Kundenser-
vice. Aufgrund einer internen Versammlung 
kommt es zu längeren Wartezeiten.“ 
Die KSC GmbH & Co. KG ist ein ausgeglieder-
ter Servicedienstleister und eine 100-prozenti-
ge Tochter der Verlagsgesellschaft Madsack. 
Seit mehr als zehn Jahren zahlt sie den Be-
schäftigten niedrige Einheitslöhne, Lohnerhö-
hungen gab es in diesem Zeitraum nicht.  

https://nds-bremen.verdi.de/-/XS2

Warnstreik in der Druckerei der „Märkischen Allgemeinen“.  Foto: Christian von Polentz/transitfoto.de

Madsack - Der Riese im Norden
Größter Gesellschafter von Madsack ist die 
SPD-Medienholding Deutsche Druck- und 
Verlagsgesellschaft (ddvg) mit 23,1 Pro-
zent. Nach eigenen Angaben gehören zum 
Madsack-Konzern rund 4.500 Beschäftigte, 
18 regionale Tageszeitungen und mehr als 
30 Anzeigenblätter in neun Bundesländern. 
Zusätzlich ist Madsack im Druck-, aber auch 
Digitalbereich, im privaten Rundfunk und 
Fernsehen und in privaten Briefdienstleis-
tungen aktiv. 

Madsack betreibt aktiv Tarifflucht wie die dju 
auf ihrer Internetseite dokumentiert: 

http://dju.verdi.de/geld/auf-der-tarif-flucht

http://verlage-druck-papier.verdi.de/service/publikationen/%2B%2Bco%2B%2Bfa140ebe-0382-11e3-922b-52540059119e
https://mitgliedwerden.verdi.de/
https://medien-kunst-industrie-hessen.verdi.de
https://nds-bremen.verdi.de/-/XS2
http://dju.verdi.de/geld/auf-der-tarif-flucht

